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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Mommer, Dr. Becker (Hersfeld), 
Engell und Genossen 


betr. Maßnahmen zur Erleichterung der Rückgliederung 
des Saargebietes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts des Willens der Saarbevölkerung, Deutsche innerhalb 
Deutschlands zu bleiben, und in Bekräftigung seiner Auffassung, 
daß das Saargebiet rechtlich ein Teil Deutschlands in den Grenzen 
von 1937 ist, ersucht der Deutsche Bundestag die Bundesregierung, 
alle Maßnahmen zu treffen und vorzubereiten, die geeignet sind, 
um im Sinne des Vorspruchs zum Grundgesetz die staatliche Einheit 
Deutschlands zu wahren und zu vollenden. Dabei sollen folgende 
Richtlinien gelten: 


A. Sofortmaßnahmen: 

1. Um die Einfuhr von Waren der weiterverarbeitenden Industrie 
des Saargebiets in die Bundesrepublik zu steigern, sind ge- 
eignete Maßnahmen - insbesondere durch Zollerleichterungen - 
zu treffen. 

2. Um die rechtliche Zugehörigkeit des Saargebietes auch politisch 
und wirtschaftlich zu verwirklichen, ist die Autobahn von 
Kaiserslautern zum Saargebiet in der ersten Dringlichkeits- 
stufe auszubauen, sind ferner die übrigen Straßen des Fern- 
verkehrs zum Saargebiet instandzusetzen, ist die Bundesbahn- 
strecke Homburg-Kaiserslautern-Mannheim zu elektrifizieren 
sowie das demontierte zweite Gleis der Strecke Zweibrücken- 
Karlsruhe neu zu verlegen. 

3. Die persönliche und geistige Verbundenheit der Deutschen an 
der Saar mit ihrem Volk und Staat ist zu stärken; hierzu 
gehören u. a. 

a) Sondertarife für Wochenend- und Ferienfahrten verkehrswer- 
bender Art, 

b) das Bereitstellen von Stipendien für Angehörige der Saar- 
bevölkerung, 
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c) die Bewilligung von Mitteln, um der deutschen Jugend aus 
dem Saargebiet die Teilnahme an Jugendtreffen, Gewerk- 
schaftskursen, Studienreisen, Landvolkhochschulkursen, Sport- 
veranstaltungen, Ferienfahrten usw. innerhalb Deutschlands zu 
ermöglichen. 

4. Beim Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen ist ein Beirat 
zu bilden, der alle mit der Rückgliederung des Saargebiets zu- 
sammenhängenden Fragen zu untersuchen hat. 

B. Maßnahmen für den Zeitpunkt der Rückgliederung: 

1. Den Industricen an der Saar, deren Ausrüstung hinter der tech- 
nischen Entwicklung zurückblieb, ist durch wirtschaftspolitische 
Maßnahmen, vor allem auch durch Investitionskredite der An- 
schluß an das allgemeine Leistungsniveau innerhalb Deutsch- 
lands zu sichern. 

2. Empfänger von Sozialleistungen im Saargebiet werden bei der 
tatsächlichen Wiedervereinigung keinerlei Einbußen erleiden, 
soweit solche Leistungen im Saar gebiet bisher höher sein sollten, 
als sonst innerhalb Deutschlands; 

Empfänger von Sozialleistungen, deren Ansprüche im Zeitpunkt 
der tatsächlichen Wiedervereinigung geringer sind, kommen 
sofort durch die Wiedervereinigung in den Genuß der höheren 
Leistungen, wie sie sonst innerhalb Deutschlands gewährt werden. 

3. Für die Formen der Rückgliederung (z. B. als selbständiges 
Bundesland) hat die freie Entscheidung der Saarbevölkerung 
selbst maßgeblich zu sein. 

4. Niemand darf wegen der politischen Haltung, die er vor der 
Rückgliederung eingenommen hat, zur Rechenschaft gezogen 
werden. 
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